Merkblatt zum Besserstellungsverbot

Das Besserstellungsverbot (BV) gilt sowohl in der institutionellen Férderung als auch in der
Projektforderung. Die Details zur Geltung des BV in der Projektférderung werden in diesem
Merkblatt erldutert und sind auf die Projektférderung beschrankt. Das BV ist Ausdruck des
Subsidiaritatsgrundsatzes: Die Zuwendung des 6ffentlichen Geldgebers soll eine nachrangige
Hilfe sein, Eigenmittel des Empfangerssollen Vorrang haben. Die verfligbarenEigenmittel diir-
fennicht durch hohe Personalausgaben verkirzt werden.? Daher wird die Hohe der Personal-
ausgaben durch das BV durch den Gesetzgeberbegrenzt.

Rechtsgrundlagen
Das BV istin § 8 Abs. 2 Haushaltsgesetz (HG 2023) gesetzlich normiert:

»1(...) Zuwendungen zur institutionellen Férderung diirfen nur mit der Auflage bewilligt wer -
den, dass der Zuwendungsempfénger seine Beschdiftigten nicht besserstellt als vergleichbare
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes. 2Entsprechendes gilt bei Zuwendungen zur
Projektférderung, wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempféingers liberwiegend aus
Zuwendungen der 6ffentlichen Hand bestritten werden. 3Satz 2 gilt nicht, wenn die Zuwendun-
gender 6ffentlichen Hand (iberwiegend von einem Bundesland geleistet werden und das Haus-
haltsrecht dieses Bundeslandes ein Besserstellungsverbot vorsieht. “Das Bundesministerium
der Finanzen kann bei Vorliegen zwingender Griinde Ausnahmen zulassen. (...)

Das BV findet weiteren Niederschlag in der Nr. 15.1 der Verwaltungsvorschrift zu § 44 Bun-
deshaushaltsordnung (VV BHO), wonach das zustandige Bundesministerium oder die Bewilli-
gungsbehorde Ausnahmen vom BV ,,im Einzelfall im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen” zulassen kann. Im Zuwendungsrechtsverhaltnis wird das BV z.B. durch die
Nebenbestimmungen zur Bewilligung verbindlich (z.B. Nr. 2.2.1 NABF / Nr. 2.2.9 NKBF 2017),
soweit diese Bestandteil des Zuwendungsbescheides sind.

Geltungsbereich

Das BV gilt fiir institutionell geforderte Einrichtungen grundsatzlich immer, unabhangig von
der Hohe der Finanzierung.? In der Projektférderung gilt es immer dann, wenn der Zuwen-
dungsempfanger (ZE) seine ,Gesamtausgaben liberwiegend aus Zuwendungen der 6ffentli-
chen Hand" bestreitet. MalRgeblich sind die Gesamtausgaben des ZE (d.h. samtliche Ausgaben
des ZE, z.B. fur Personal, Sachmittel und / oder Investitionen). Nicht maRgeblich ist das ein-
zelne geforderte Projekt. In aller Regel findet das BV bei gemeinniitzigen GmbHs aufgrund der
steuer-rechtlichen Vorgaben zur Finanzierungsstruktur Anwendung.3

Zuwendungen der 6ffentlichen Hand im Sinne des HG sind alle Fordermittel, die unmittelbar
(Zuwendungenvon Bund, Ldandern und Kommunen) oder mittelbar (Fordermittel z.B. der EU)
von der deutschen 6ffentlichen Hand finanziert werden.

! Dittrich (2022) BHO-Kommentar. Heidelberg: Rehm. Rn. 31.1
2§ 8 Abs. 2S. 1 HG, Nr. 1.3 ANBest-I
3§ 68 Nr. 9i.V.m. § 64 Abgabenordnung



Anwendung des Tarifsystems des Bundes und der Lénder

Keine Anwendungfindet das Besserstellungsverbot bei Einrichtungen, die an das Tarifsystem
des Bundesoder eines Landes angeschlossensind, d.h. sofernunmittelbarder TV6D oder ein
TV-LAnwendungfindet.

§ 8 Abs. 2 Satz 3 HG

Die Vorgabe des§ 8 Abs.2 S. 2 HG zum BV gilt nicht, wenn die Zuwendungen der 6ffentlichen
Hand Uberwiegend von einem Bundesland geleistet werden und das Haushaltsrecht dieses
Bundeslandes ein Besserstellungsverbotvorsieht.

Wissenschaftsfreiheitsgesetz

Die Vorgaben des § 8 Abs. 2 S. 1 und S. 2 HG zum BV gelten flir die in § 2 Wissenschaftsfrei-
heitsgesetz (WissFG) genannten Einrichtungen unter besonderen Voraussetzungen, § 8 Abs. 2
S.5und S. 6 HG. Es handeltsich hierum groBe aulleruniversitare Einrichtungen, die vom Bund
institutionell geférdert werden. Ausnahmen gelten lediglich fir Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler und fiir sonstige im wissenschaftsrelevanten Bereich Beschéftigte, wenn sie
im Rahmen der Planung, Vorbereitung, Durchfiihrung, Auswertung oder Bewertung von For-
schungsvorhaben einen wesentlichen Beitrag leisten. Zudem diirfen die Gehdlter oder Ge-
haltsbestandteile nicht aus Mitteln gezahlt werden, die unmittelbar oder mittelbar von der
deutschen 6ffentlichen Hand stammen. Bei den in § 2 WissFG genannten Einrichtungen (bt
der Bund durch die institutionelle Férderung und z.B. durch die Beteiligung in Aufsichtsgre-
mien Einflussaus undistsomitinder Lage die maRRvolle Nutzung der Privilegierung zu steuem.

Inhalt des Besserstellungsverbotes

Das BV gibt vor, dass ,,der ZE seine Beschdiftigten nicht besserstellt als vergleichbare Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes. “

Vergleichsmafstab

Entscheidendsind die Personalausgaben je Beschaftigten, das Gesamtentgelt je Beschaftigten
und die Personalnebenausgaben.Die Konditionenfiir jeden Beschaftigten diirfen nicht besser
sein, als die des TVOD. MaRgeblich ist das gezahlte Jahresentgelt fiir vergleichbare Jahresar-
beitszeit.

TV6D als Obergrenze

Die maRigebliche Obergrenze bildet der Tarifvertrag fiir den 6ffentlichen Dienst (TVG6D). Das
BV gilt fiir alle Leistungen und Arbeitsbedingungen, die sich aus dem Arbeitsverhaltnis erge-
ben, entgeltlicherund unentgeltlicher Art. Dazu gehoéren insbesondere: monatliches Entgelt,
jahrliche Sonderzahlungen (wie Weihnachts- und Urlaubsgeld), Beihilfen, Trennungsgeld, Um-
zugskostenverglitung, Kantinen und Fahrtkostenzuschiisse, Arbeitszeit, Urlaub, Dienstreisen,
Bliroausstattung und Kinderbetreuung.

Die Obergrenze ist der TV6D, soweit fiirden Zuwendungsempfanger nicht abweichende tarif-
vertragliche Regelungen gelten und diese vom Bund als Ausnahmeregelung gebilligt worden
sind.



Tarifvertrége

Tarifvertragliche Regelungen, die iberden TV6D hinausgehen, habenVorrang gegenliber dem
BV, dennsie haben Rechtsnormqualitat und gehen dem Zuwendungsrechtvor. Gleichwohl gilt
auch hier das BV, und zwar mit der Folge, dass die Bewilligungsbehtrde einem ZE, der tarif-
vertraglich zu einer Besserstellung verpflichtetist, grundsatzlich nicht fordern darf. 4 Etwas an-
deres gilt nur, wenn die Bewilligungsbehorde bei Vorliegen besonderer Griinde mit Einwilli-
gung des BMF die Besserstellung im Wege einer Ausnahme gebilligt hat (s.u.). Der Zuwen-
dungsempfanger darf also nicht von sich aus durch Abschluss eines , Haustarifvertrages“ das
BV umgehen.

Einrichtungsbezogene Geltung

Wenn das BV bei einer Projektforderung gilt, darf der ZE alle seine Bediensteten nicht bes-
serstellen. Das BV gilt also nicht nur fiirdas Projektpersonal (nicht ,projektbezogen”), sondem
fur die gesamte Einrichtung (,,einrichtungsbezogen®). D.h. sobald eine Mitarbeiterin oder ein
Mitarbeiter des ZE bessergestellt wird als vergleichbare Bundesbeschaftigte, darf eine Forde-
rung nicht erfolgen, unabhangig davon, ob diese Person im geférderten Projekt beteiligt ist
oder nicht.

Ausnahmen
Genehmigungsméglichkeit von Ausnahmen

Ausnahmenkann die Bewilligungsstelle nach§ 8 Abs. 2 S. 3 HG und VV Nr. 15.1 zu § 44 BHO
nur mit Einwilligung des BMF zulassen. Erforderlich sind nach § 8 Abs. 2 S. 3 HG ,, zwingende
Griinde“. Diese sind dann zu bejahen, wenn ohne Ausnahmeregelung das Projekt nicht reali-
sierbarware. Alszwingende Griinde werden vorallem Personalgewinnungs-und Personalhal-
tegriinde anerkannt. Aus einem Ausnahmeantrag muss hervorgehen, dass die Gewinnungo-
der das Halten geeigneter Kandidatinnen und Kandidaten unter Ausschopfungallertariflichen
Moglichkeiten nicht moglich ist. Ein genereller phrasenhafter Hinweis auf Personalgewin-
nungs- oder Personalhaltegriinde ist nichtausreichend. Notwendigist eine substantiierte Be-
griindung, aus der z.B. die Ergebnisse eines konkreten Auswahlverfahrens hervorhergehen.

Der Ausnahmeantrag ist bei der Bewilligungsstelle zu stellen, die wiederum die Einwilligung
beim BMF einholt. Eine Einwilligung des BMF ist grundsatzlich nur mdglich, wenn der Ausnah-
meantrag vor Unterzeichnungder Arbeitsvertrage gestellt wird. Sollten die vertraglichen Re-
gelungenbereits stehen, konnte das BMF lediglich noch Kenntnis nehmen und die notwendige
Einwilligung fir die Ausnahme nicht erteilen. Aus rechtlichen Griinden bedarf es daher der
vorherigen Zustimmung der Bewilligungsstelle und des BMF, §8Abs.2S.3HG i.V.m.
VV Nr. 15.1 zu § 44 BHO.

Es wird zu einerfriihzeitigen Beratung durch die Bewilligungsstelle geraten.

4 Dittrich a.a.O. Zf. 31.17 zu § 44 BHO unter Ver- weis auf BT-Drs. 16/4305, S. 2



Handhabung
Selbsterkldrung

Durch die Selbsterklarung zur Geltung des BV bestatigt der Antragsteller / Zuwendungsemp-
fanger, dass er das BV einhalt. Sofern Anhaltspunkte fireinen VerstoBgegen das BV vorliegen,
untersucht die Bewilligungsstelle den Sachverhalt, § 24 Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwVIG).

Mégliche Rechtsfolgen von VerstéfSen

Ein VerstoR gegen das BV kann im Rahmen der Antragstellung zur Ablehnung des Antrages
fuhren. Bei laufenden Projektférderungen kann ein VerstoR gegen das BV zur Aufhebungder
Bewilligung und zur Riickforderung der Zuwendung nach geltendem Recht, insbes. §§ 48 ff.
VwV{Gflhren.



	Merkblatt zum Besserstellungsverbot
	Rechtsgrundlagen
	Geltungsbereich
	Anwendung des Tarifsystems des Bundes und der Länder
	§ 8 Abs. 2 Satz 3 HG
	Wissenschaftsfreiheitsgesetz
	Inhalt des Besserstellungsverbotes
	Vergleichsmaßstab
	TVöD als Obergrenze
	Tarifverträge
	Einrichtungsbezogene Geltung
	Ausnahmen
	Genehmigungsmöglichkeit von Ausnahmen
	Handhabung
	Selbsterklärung
	Mögliche Rechtsfolgen von Verstößen


